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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

zwei Jahre sind es noch bis zur nächsten Bundestagswahl. Genug Zeit für eine 
Bundesregierung, um die anstehenden großen Herausforderungen anzugehen. 
Doch anstatt etwa bei der Pflege, dem Lohndumping und der Altersarmut anzupa-
cken, stehen uns dank der schwarz-gelben Koalition zwei weitere verlorene Jahre 
ins Haus.  
 
Die schwarz-gelbe Koalition hat es beinah zu einer Kunstform erhoben, sich aus-
schließlich nur noch mit sich selbst und den eigenen Unzulänglichkeiten zu befas-
sen, statt richtungsweisender Politik für dieses Land zu gestalten. Mit einem im-
mensen Vertrauensvorschuss war schwarz-gelb in das Amt gewählt worden. Man 
erwartete wahre Wunder von dieser Koalition. Stattdessen zerlegt sich die FDP 
ganz ohne Hilfe von außen selbst und die CDU sucht einen Fettnapf nach dem 
nächsten. Die Peinlichkeiten des Bundespräsidenten Wulff sind dabei nur eine Epi-
sode von vielen.  
 
Die Angst vor Neuwahlen ist bei CDU/CSU und FDP so groß, dass sie bis  
durchhalten werden. Merkels Wunschpartner war die FDP. Sie ist nun auf Gedeih 
und Verderb von ihrem Wohlwollen abhängig, denn nichts muss die FDP mehr 
fürchten als den Rauswurf aus der Regierung oder Neuwahlen. Die Scheinstabilität 
der Koalition wird aber mit dem Verzicht auf dringend notwendige politische Ent-
scheidungen erkauft. Die anstehenden notwendigen politische Entscheidungen 
würden in der Koalition Konflikte erzeugen und allein deshalb werden wir eine 
Stillstand erleben. 
 
Dabei gibt es in zahlreichen politischen Themenfeldern dringend Handlungsbe-
darf: Im Kampf gegen das Lohndumping bedarf es heute mehr denn je eines ein-
heitlichen, verbindlichen Mindestlohnes. Der Mindestlohn muss dabei so hoch 
sein, dass jemand, der Vollzeit arbeitet, seinen Lebensunterhalt davon bestreiten 
kann. Dieses ist aber mit der CDU derzeit nicht zu machen. Diese will auch in Zu-
kunft Millionen Menschen nach der Arbeit lieber zum Sozialamt schicken. Wie die 
Gewerkschaften fordert auch die SPD einen flächendeckenden Mindestlohn von 
, Euro je Stunde. Nur so werden Vollzeitbeschäftigte unabhängig von Hartz IV. 
Zudem schützten faire Löhne vor Altersarmut.  
 
Als weiteres dringendes Vorhaben sieht die SPD das 
Zurückdrängen des Missbrauchs der zeit- und Leiharbeit 
an. Neben einem gesetzlichen Mindestlohn müssen 
deshalb Zeit- und Leiharbeiter mit den Stammbeschäf-
tigten gesetzlich gleichgestellt werden. Gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit: Das muss das Ziel sein. Dafür steht 
die SPD.  
 

Ihre                 Ingrid ArndtIngrid ArndtIngrid ArndtIngrid Arndt----BrauerBrauerBrauerBrauer 
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Rente mit 67 auRente mit 67 auRente mit 67 auRente mit 67 aussetzenssetzenssetzenssetzen    
    

 
Um eine faktische Rentenkürzung zu vermeiden, will die SPD den für 2012 vorgesehenen Einstieg in die 
Rente mit 67 aussetzen, bis es genügend Arbeitsplätze auch für ältere Arbeitnehmer gibt. Generalsekretä-
rin Andrea Nahles fordert CSU-Chef Horst Seehofer mit Blick auf seine kritischen Äußerungen zur Rente mit 
67 auf, der Gesetzesänderung zu zustimmen. 
 

© spd.de / Almstedt 
 
Am . Januar hat die schrittweise 
Anhebung der Altersgrenze für 
die Rente von  auf  Jahre be-
gonnen. Doch die Situation der 
Arbeitsmöglichkeiten für Ältere 
ist schwierig. Im Frühjahr des 
vergangenen Jahres waren nicht 
mehr als , Prozent der - bis 
-Jährigen in Deutschland sozi-
alversicherungspflichtig beschäf-
tigt. 
 

Chancen für Ältere auf Chancen für Ältere auf Chancen für Ältere auf Chancen für Ältere auf 
einen Aeinen Aeinen Aeinen Arrrrbeitsplatz immer beitsplatz immer beitsplatz immer beitsplatz immer 
noch zu noch zu noch zu noch zu geringgeringgeringgering    
„Ein Einstieg in die Anhebung des 
Renteneintrittsalters ist nur dann 
möglich, wenn die rentennahen 

Jahrgänge, also die - bis -
Jährigen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, mindestens zu  
Prozent sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigt sind“, sagte 
SPD-Generalsekretärin gegenüber 
der „Rheinischen Post“ (Mitt-
woch). Weil die Voraussetzungen 
für die Erhöhung gegenwärtig 
nicht gegeben sind, hatte die SPD 
zuletzt beim Bundesparteitag 
Anfang Dezember dafür plädiert, 
die schrittweise Einführung der 
Erhöhung der Rentenaltersgrenze 
ab  nicht vorzunehmen. Erst 
wenn es genügend Arbeitsplätze 
für Menschen über  gibt, soll 
nach dem Willen der Sozialdemo-
kraten die Rente mit  kommen. 
 

NaNaNaNahles fordert Zustihles fordert Zustihles fordert Zustihles fordert Zustim-m-m-m-
mung der CSUmung der CSUmung der CSUmung der CSU    
Nahles kündigte deshalb einen 
Gesetzentwurf an, in dem die 
Anhebung des Renteneintrittal-
ters ausgesetzt wird. Sie forderte 
die CSU auf, dem Antrag im Bun-
destag zuzustimmen. CSU-Chef 
Horst Seehofer hatte am Wo-
chenende die Rente mit  in Fra-
ge gestellt. Wenn sich die Situati-
on für ältere Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer auf dem Ar-
beitsmarkt nicht rasch ändere, 
werde die Verlängerung der Le-
bensarbeitszeit faktisch zu einer 
massenhaften Rentenkürzung. 
Dies sei mit ihm nicht zu machen, 
so Seehofer. 
„Wenn Horst Seehofer es mit sei-
ner Kritik an der Rente mit  
ernst meint, muss er seinen Wor-
ten Taten folgen lassen“, betonte 
Nahles. Interviews reichten nicht 
aus, um die Probleme der Men-
schen zu lösen. Die CSU müsse im 
Bundestag für eine Gesetzesän-
derung stimmen. 
 

Beschäftigungssituation Beschäftigungssituation Beschäftigungssituation Beschäftigungssituation 
ÄltÄltÄltÄlteeeerer vrer vrer vrer verbessernerbessernerbessernerbessern    
Die SPD hält grundsätzlich an der 
Anhebung des Rentenalters fest. 
Sie kann aber nicht abgekoppelt 
von der arbeitsmarktpolitischen 
Lage gesehen werden. Deshalb 
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hatten die Sozialdemokraten 
 in der Großen Koalition dar-
auf bestanden, dass der Beginn 
der Erhöhung des Renteneintritt-
alters mit der Überprüfung der 
Beschäftigungssituation Älterer 
verknüpft wird. 

Um mehr Arbeitsplätze für Ältere 
zu schaffen, hatten die Delegier-
ten des Parteitags Anfang De-
zember ein ganzes Maßnahmen-
bündel verabschiedet. Unter an-
derem spricht sich die SPD dafür 
aus, die Instrumente aktiver Ar-
beitsmarktpolitik weiter im bishe-

rigen Umfang zu nutzen. Der 
Bundesregierung wird vorgewor-
fen, mit den Kürzungen in diesem 
Bereich und in der Weiterbildung 
sich ihrer Verantwortung zu ent-
ziehen, eine längere Beschäfti-
gung für Ältere zu ermöglichen. 

 
 
 

Perspektiven für die Schaffung eines Perspektiven für die Schaffung eines Perspektiven für die Schaffung eines Perspektiven für die Schaffung eines     
eeeeinheitlichen Rentenrechts in Deutschlandinheitlichen Rentenrechts in Deutschlandinheitlichen Rentenrechts in Deutschlandinheitlichen Rentenrechts in Deutschland    

 
Auch nach mehr als zwanzig Jahren Deutsche Einheit und der erfolgreichen Überleitung der DDR-
Alterssicherung existiert in Ost- und Westdeutschland kein einheitliches Rentenrecht. Trotzdem bleibt die 
Rentenüberleitung eine Erfolgsgeschichte und eine große Leistung aller Bürgerinnen und Bürger in Ost und 
West. Die schwarz-gelbe Bundesregierung hat sich in ihrem Koalitionsvertrag das Ziel gesetzt, in dieser 
Legislaturperiode ein einheitliches Rentensystem einzuführen. Die SPD-Bundestagsfraktion will die Koali-
tion mit ihrer Großen Anfrage „Zwanzig Jahre Rentenüberleitung – Perspektiven für die Schaffung eines 
einheitlichen Rentenrechts in Deutschland“ (Drs. 17/5540) dazu bringen, zu erklären, wie sie ihr Ziel errei-
chen will. Dazu fand am 15. Dezember 2011 eine Debatte statt, in der auch zwei weitere SPD-Anträge zur 
Angleichung der Renten in Ost und West (Drs. 17/6487 und 17/6486) debattiert wurden.  
 

Will SchwarzWill SchwarzWill SchwarzWill Schwarz----Gelb noch Gelb noch Gelb noch Gelb noch 
ein einheitliches Renteein einheitliches Renteein einheitliches Renteein einheitliches Renten-n-n-n-
system in Ostsystem in Ostsystem in Ostsystem in Ost---- und Wes und Wes und Wes und West-t-t-t-
deutscdeutscdeutscdeutschhhhland?land?land?land?    
Die Qualität der Antwort der 
Bundesregierung ist mangelhaft. 
Die Bundesregierung stielt sich 
aus der Verantwortung für ihr im 
Koalitionsvertrag festgeschriebe-
nes Ziel eines einheitlichen Ren-
tensystems in Ost- und West-
deutschland. Sie beantwortet 
nicht die Fragen zu den unter-
schiedlichen Modellen zur Anglei-
chung der Renten. Auch die vor-
handenen Daten hat sie nur un-
zureichend aufgearbeitet, und im 
„Regierungsdialog Rente“ spielt 
die Angleichung der Renten in 
Ost- und West keine Rolle. 

Sollte die Bundesregierung bei 
der Angleichung der Rentensys-
teme vorankommen wollen, so 
muss sie dafür den gesellschaftli-
chen Konsens suchen, einen sol-
chen Prozess wird die SPD-
Fraktion unterstützen. 
 

 
© pixelio / M. Bührke 
 

Pauschal bewertete VePauschal bewertete VePauschal bewertete VePauschal bewertete Ver-r-r-r-
sicherungszesicherungszesicherungszesicherungszeiiiiten sofort ten sofort ten sofort ten sofort 
angleichenangleichenangleichenangleichen    
Zu den offenen Fragen der Ren-
tenüberleitung gehört auch die 
Ungleichbehandlung, wonach 
rentenrechtlich pauschal bewer-
tete Versicherungszeiten noch 
immer zu unterschiedlichen Ren-
tenanwartschaften in Ost und 
West führen. Eine Erziehungszeit, 
die heute in Ostdeutschland er-
bracht wird, ist genauso viel wert 
wie in den alten Bundesländern 
und muss nach zwanzig Jahren 
deutscher Einheit denselben Ren-
tenzahlbetrag ergeben. Gleiches 
gilt für Pflegezeiten für Angehö-
rige, für Zivildienst- und Wehr-
dienstzeiten sowie für Zeiten der 
Beschäftigung in einer Werkstatt 
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für behinderte Menschen. Für 
diese gesamtgesellschaftlichen 
Aufgaben, für die Beiträge zur 
Rentenversicherung aus Steuer-
mitteln finanziert werden, soll es 
zukünftig einheitliche Rentenan-
wartschaften in West- und Ost-
deutschland geben. Dies fordert 
die SPD-Fraktion in ihrem Antrag. 
 

Einrichtung eines HärtEinrichtung eines HärtEinrichtung eines HärtEinrichtung eines Härte-e-e-e-
fallfondsfallfondsfallfondsfallfonds    
Ein weiterer Antrag widmet sich 
der berechtigten Kritik großer  

Teile der ostdeutschen Öffent-
lichkeit, dass Anwartschaften 
einzelner Berufsgruppen aus den 
Sonder- und Zusatzversorgungs-
systemen unzureichend im Ren-
tenüberleitungsgesetz (RÜG) er-
fasst werden. Von Beginn an hat 
dies zu Protesten, Petitionen und 
Klagen durch alle gerichtlichen 
Instanzen geführt. Aus grundsätz-
lichen sozialpolitischen Erwägun-
gen und wegen sozialer Verwer-
fungen, die durch die Unter-
schiedlichkeit der beiden Renten-
systeme entstanden sind, muss  

für Härtefälle ein sozialer Aus-
gleich geschaffen werden. Dieser 
soll als gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe aus Steuermitteln finan-
ziert werden. Hierzu soll eine 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe ein-
gesetzt werden, die die Kriterien 
für die Anerkennung von „Här-
ten” und die Augestaltung eines 
„Härtefallfonds“ entwickeln soll. 

 
 
 

SPD fordert flächendeckenden MindestlohnSPD fordert flächendeckenden MindestlohnSPD fordert flächendeckenden MindestlohnSPD fordert flächendeckenden Mindestlohn    
„2012 muss das Jahr der fairen Löhne werden“„2012 muss das Jahr der fairen Löhne werden“„2012 muss das Jahr der fairen Löhne werden“„2012 muss das Jahr der fairen Löhne werden“    

 
Damit am Arbeitsmarkt endlich gleicher Lohn für gleiche Arbeit gezahlt wird und die Leiharbeit nicht aus-
ufert, hat SPD-Chef Sigmar Gabriel konkrete Vorschläge gemacht. Unter anderem fordert er höhere Lohn-
untergrenzen und einen Lohnzuschlag für Leiharbeitende – als Ausgleich für ihr unsicheres Beschäftigungs-
verhältnis. 

 

© spd.de / Marco Urban 
 
Schlecht bezahlte, atypische und 
prekäre Beschäftigung haben in 
den letzten Jahren rasant zuge-
nommen. Schon lange ist das 

Normalarbeitsverhältnis nicht 
mehr der Normalfall. Auch unter 
sozialdemokratischer Regie-
rungsverantwortung ist der Nied-
riglohnsektor zu sehr ausgeweitet 

worden. Unsichere Beschäfti-
gungsformen haben zugenom-
men. Inzwischen gibt es über 
. Leih- und Zeitarbeitende 
in Deutschland. 
Nicht erst in seiner Rede beim 
Bundesparteitag Anfang Dezem-
ber hatte Parteichef Sigmar Gab-
riel Fehler der SPD in den vergan-
genen Jahren eingeräumt. „Nie 
wieder darf eine sozialdemokrati-
sche Partei den Wert der Arbeit 
infrage stellen“, sagte Gabriel. 
Und nie wieder dürften sich die 
Sozialdemokraten von den Ge-
werkschaften so weit entfernen. 
Auf ihrem Parteitag hatte die SPD 
mit einem umfangreichen Maß-
nahmenpaket einen erneuten 
Vorstoß für mehr Fairness auf 
dem Arbeitsmarkt beschlossen. 
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Am Wochenende sprach sich der 
SPD-Vorsitzende für höhere 
Lohnuntergrenzen aus. Altersar-
mut könne nur „durch gute Löhne 
vermieden werden“, sagte Gab-
riel gegenüber „Welt Online“. 
„ muss deshalb das Jahr der 
fairen Löhne werden.“ 
 

Mindestlohn für ZeitMindestlohn für ZeitMindestlohn für ZeitMindestlohn für Zeit---- und  und  und  und 
Leiharbeit unzureLeiharbeit unzureLeiharbeit unzureLeiharbeit unzureiiiichendchendchendchend    
Scharf kritisierte er, dass die Bun-
desregierung einen „völlig unzu-
reichenden Beschluss für einen 
Mindestlohn in der Zeit- und 
Leiharbeit gefasst“ habe. Die SPD 
wolle dafür sorgen, dass am Ar-
beitsmarkt gleiches Geld für glei-
che Arbeit für Stammbeschäftigte 
und Leiharbeiter endlich ohne 
Ausnahme gelten müsse. Gabriel: 
„Wir brauchen einen gesetzlichen 
Mindestlohn von , Euro, der 
für alle gilt. Und wir brauchen ein 
Gesetz, das gleichen Lohn für 
gleiche Arbeit garantiert.“ 
Ursprünglicher Zweck der Leih- 
und Zeitarbeit war es, Produkti-
onsspitzen abzudecken. Heute 
wird Leiharbeit aber zunehmend 
zu Tarifflucht und Lohndumping 
missbraucht und bietet kaum 
Chancen, in ein reguläres Be-
schäftigungsverhältnis zu wech-
seln. 
 

SPD will Missbrauch der SPD will Missbrauch der SPD will Missbrauch der SPD will Missbrauch der 
Zeitarbeit verhindernZeitarbeit verhindernZeitarbeit verhindernZeitarbeit verhindern    
Um diesen Missbrauch zu stop-
pen, forderte der SPD-Chef über 
die gleiche Bezahlung von 
Stammbelegschaft und Leih- und 
Zeitarbeitern hinaus einen zehn-
prozentigen Einkommenszu-
schlag. Gabriel schlug vor, über 
eine Regelung aus dem Nachbar-
land Frankreich zu diskutieren. 
Als Ausgleich für die unsichere 
Beschäftigung erhalten Zeit- und 
Leiharbeiter dort zehn Prozent 
mehr Lohn als vergleichbare Fest-
angestellte. „Das ist eine kluge 
Regelung“, betonte Gabriel. 
 

Gewerkschaften loben Gewerkschaften loben Gewerkschaften loben Gewerkschaften loben 
GabrielGabrielGabrielGabriel----VorstoßVorstoßVorstoßVorstoß    
Unterstützung erhält der SPD-
Vorsitzende von den Gewerk-
schaften. Der Vorschlag sei ein 
„wichtiges Signal für die Ausei-
nandersetzung in der Leiharbeit 
um Equal Pay“, sagte die Dienst-
leistungsgewerkschaft verdi. Der 
von Gabriel geforderte Ausgleich 
für das unsichere Arbeitsverhält-
nis in Höhe von zehn Prozent sei 
„die optimale Lösung, um die 
vereinbarten Tariflöhne zu schüt-
zen“. 
 

Zeitarbeitsbranche lehnt Zeitarbeitsbranche lehnt Zeitarbeitsbranche lehnt Zeitarbeitsbranche lehnt 
EinEinEinEinkommenszkommenszkommenszkommenszuuuuschlag abschlag abschlag abschlag ab    
Ganz anders sieht das naturge-
mäß die Leih- und Zeitarbeits-
branche. Der Vizepräsident des 
Bundesarbeitgeberverbands der 
Personaldienstleister (BAP), Tho-
mas Bäumer, meinte, der Vor-
schlag sei „absurd“. Mit einer 
solchen Regelung würde die Nut-
zung von Leiharbeit unattraktiv. 
Er warnte davor, „Äpfel mit Bir-
nen zu verwechseln“. Man könne 
die Leih- und Zeitarbeitsbranchen 
in beiden Ländern nicht mitein-
ander vergleichen. So würden im 
Gegensatz zu Deutschland in 
Frankreich die Arbeitenden nur 
dann bezahlt, wenn sie angestellt 
seien und produktiv arbeiten. 
Hierzulande hingegen seien die 
Zeit- und Leiharbeiter sozialversi-
cherungspflichtig beschäftigt, mit 
allen Arbeitgeberrisiken und Ar-
beitnehmerrechten. Auch der 
Interessenverband deutscher 
Zeitarbeitsunternehmen (IGZ) 
wehrte sich: „Wir brauchen in 
Deutschland keine Unsicher-
heitsprämie“, sagte IGZ-
Hauptgeschäftsführer Werner 
Stolz“. 
Bis Ende März müssen Gewerk-
schaften und Zeit- und Leihar-
beitsbranche eine Lösung gefun-
den haben, die gleichen Lohn für 
gleiche Arbeit garantiert. 

 
 

    

Alle Beschlüsse des Bundesparteitages…Alle Beschlüsse des Bundesparteitages…Alle Beschlüsse des Bundesparteitages…Alle Beschlüsse des Bundesparteitages…    
    

 
 
…finden Sie unter: http://www.spd.de/aktuelles/Parteitag_2011/21424/beschluesse_bpt_2011.html  
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Wulff muss alles offenlegenWulff muss alles offenlegenWulff muss alles offenlegenWulff muss alles offenlegen    
    

 
Aufgrund der offenen Fragen in der Kredit- und Medienaffäre hat 
SPD-Chef Sigmar Gabriel den Bundespräsidenten aufgefordert alles 
offen zu legen – auch den Wortlaut des umstrittenen Bild-
Telefonats. Nur so könne die Öffentlichkeit entscheiden, „ob er die 
Wahrheit gesagt hat oder nicht“. In der Pflicht sei auch die 
Bundeskanzlerin. „Sie hat ihn ins Amt geholt, sie muss das jetzt auch 
klären.“ 

© spd.de 
 
Auch nach dem TV-Interview von 
Bundespräsident Christian Wulff 
bleiben zahlreiche Fragen in der 
Kredit- und Medienaffäre offen - 
neue sind hinzugekommen. Unter 
anderem meint Wulff, bei seinem 
Anruf auf die Mailbox des Bild-
Chefredakteurs am . Dezember 
lediglich um eine Verschiebung 
des Berichts über seinen umstrit-
tenen Privatkredit gebeten zu 
haben. Dies bestreitet die Bild-
Zeitung. Wulff habe die Bericht-
erstattung nicht nur hinauszö-
gern, sondern verhindern wollen.  
Um die Kontroverse zu beenden 
hatte die Zeitung gestern in ei-
nem öffentlichen Schreiben an 
den Bundespräsidenten darum 
gebeten, den Wortlaut des Tele-
fonats veröffentlichen zu dürfen. 
Wulff hatte dies jedoch abge-
lehnt. 
 

Auseinandersetzung ist Auseinandersetzung ist Auseinandersetzung ist Auseinandersetzung ist 
„unwürdig und abst„unwürdig und abst„unwürdig und abst„unwürdig und absto-o-o-o-
ßend“ßend“ßend“ßend“    
„Es ist schlimm, dass der Bundes-
präsident es überhaupt so weit 
hat kommen lassen“, kommen-
tiert der SPD-Vorsitzende Sigmar 
Gabriel in der „Bild“-Zeitung die 
Vorgänge. Die ganze Auseinan-

dersetzung sei „unwürdig und 
abstoßend“. Wulff habe aber die 
Maßstäbe für das, was mit einem 
Bundespräsidenten gemacht wer-
den könne, selbst verschoben. 
„Seine Spitzfindigkeiten haben 
dazu geführt, dass nicht mehr 
klar ist: Sagt er die Wahrheit oder 
nicht?“ Bei keinem Bundespräsi-
denten zuvor sei diese Frage ü-
berhaupt aufgetaucht. Gabriel: 
„Ein deutscher Bundespräsident 
hat aber nur die Macht des Wor-
tes. Dem muss man glauben kön-
nen.“ 
 

„Transparenz verspr„Transparenz verspr„Transparenz verspr„Transparenz verspro-o-o-o-
chen aber nicht gelichen aber nicht gelichen aber nicht gelichen aber nicht gelieeeefert“fert“fert“fert“    
So „bitter und unwürdig“ das 
auch sei, jetzt müsse Wulff alles 
offenlegen - auch den Wortlaut 
seiner Nachricht, fordert der SPD-
Vorsitzende. Sonst könne die Öf-
fentlichkeit nicht entscheiden, ob 
der Bundespräsident die Wahr-
heit gesagt habe oder nicht. Denn 
Wulff habe bislang nur Transpa-
renz versprochen aber nicht gelie-
fert, kritisiert Gabriel.  
 

„Bundeskanzlerin muss „Bundeskanzlerin muss „Bundeskanzlerin muss „Bundeskanzlerin muss 
das jetzt auch klären“das jetzt auch klären“das jetzt auch klären“das jetzt auch klären“    

„Wenn er das nicht von alleine 
versteht, muss ihm das jemand 
raten.“ Das könne nach Lage der 
Dinge nur die Bundeskanzlerin, so 
der SPD-Chef weiter. „Sie hat ihn 
ins Amt geholt, sie muss das jetzt 
auch klären.“ 
Scharf kritisiert der SPD-
Vorsitzende auch den Fernseh-
auftritt von Wulff. „Dass wir so 
weit gekommen sind, dass ein 
deutscher Bundespräsident 
meint, sich einem medialen Ge-
richtsverfahren stellen zu müs-
sen, ist schon für sich genommen 
unfassbar. Dann aber auch noch 
so zu tun, als wäre er Opfer einer 
Medienkampagne, war noch 
schlimmer.“ Kassiererinnen im 
Supermarkt würden schon ent-
lassen, „weil sie nur einen Pfand-
bon eingesteckt haben, aber der 
Bundespräsident meint, für ihn 
können Sonderregeln gelten“. 
So wie Wulff und Merkel mit der 
Affäre umgingen, verschieben sie 
"die Maßstäbe für Anstand, Re-
spekt, Ehrlichkeit und Glaubwür-
digkeit in der Politik in die falsche 
Richtung." Beide zerstörten damit 
die bürgerlichen Werte, für die sie 
angeblich stünden. „Der Bundes-
präsident hatte die Chance, die 
Debatte mit Offenheit und Ehr-
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lichkeit zu beenden. Leider hat er 
sie nicht genutzt.“ 
 

"Wulff ist Kandidat von "Wulff ist Kandidat von "Wulff ist Kandidat von "Wulff ist Kandidat von 
Frau Merkel"Frau Merkel"Frau Merkel"Frau Merkel"    
Doch weshalb hat die SPD dann 
keinen Rücktritt des Bundespräsi-

denten gefordert, fragen die 
Journalisten. Seine Partei habe 
sich „aus Respekt vor dem Amt 
bewusst zurück gehalten“, ant-
wortet Gabriel. Es sei nicht die 
Aufgabe der SPD, den Bundesprä-
sidenten zum Rücktritt aufzufor-
dern. „Wir haben ihn nämlich 

nicht gewählt. Bei uns ist klar, 
dass wir einen besseren Bundes-
präsidenten wollten: Joachim 
Gauck. Christian Wulff war und 
ist der Kandidat von Frau Merkel.“ 

 
 
 

Durban: Große Herausforderungen Durban: Große Herausforderungen Durban: Große Herausforderungen Durban: Große Herausforderungen –––– Kleine Antworten Kleine Antworten Kleine Antworten Kleine Antworten    
Ergebnis der UNErgebnis der UNErgebnis der UNErgebnis der UN----Klimakonferenz reicht nicht ausKlimakonferenz reicht nicht ausKlimakonferenz reicht nicht ausKlimakonferenz reicht nicht aus    

 
Die Auswirkungen des Klimawandels werden überall auf unserem Planeten sichtbar. In Bayern gab es 
Waldbrände im November, Inselstaaten sind vom steigenden Meeresspiegel bedroht, Gletscher ziehen sich 
zurück und Unwetter führen zu verheerenden Überflutungen. Angesichts dieser Herausforderungen ist das 
Ergebnis der UN-Klimakonferenz in Durban als ein zu kleiner Schritt zu bewerten. Doch um die durch-
schnittliche Erderwärmung unter 2 Grad Celsius zu halten, muss sofort gehandelt werden. Die SPD-
Bundestagsfraktion fordert die Bundesregierung auf, die eigenen Klimaschutzaktivitäten zu verstärken, 
Zusagen an Entwicklungsländer einzuhalten, neue Allianzen einzugehen und sich in der EU für das 30-
Prozent-Treibhausgasreduktionsziel einzusetzen.  
 

 
© pixelio / R. Kaupil 
 

Die Ergebnisse von DuDie Ergebnisse von DuDie Ergebnisse von DuDie Ergebnisse von Dur-r-r-r-
banbanbanban    
Die internationale Staatenge-
meinschaft hat mit der Verab-
schiedung der „Durban platform” 
eine Tür geöffnet, den Kampf 
gegen den Klimawandel mit gro-
ßer Verspätung dennoch aufzu-
nehmen. Bis  soll ein ver-
bindliches Vertragswerk entste-

hen, das nicht nur die Industrie-
länder, sondern auch die schon 
weit entwickelten Schwellenlän-
der zur CO-Minderung verpflich-
tet. Die USA, China und Indien 
sollen also dabei sein. Bis  soll 
das neue Abkommen ausverhan-
delt sein und nach der Ratifikati-
on durch die Mitgliedstaaten bis 
 in Kraft treten. Mit der Eini-
gung soll auch das  auslau-
fende Kyoto-Protokoll verlängert 
werden, um die Zeit bis zu dem 
neuen Vertrag zu überbrücken. 
Zu dem Kyoto-Prozess bekennen 
sich aber nur noch Staaten, die  
Prozent der Treibhausgas-
Emissionen verursachen. Kanada 
hat nach der UN-Klimakonferenz 
seinen Ausstieg aus dem Kyoto-
Protokoll erklärt. Außerdem soll 
 ein Arbeitsprogramm für 

den Grünen Klimafonds beschlos-
sen werden. 
 

Vage Ergebnisse von DuVage Ergebnisse von DuVage Ergebnisse von DuVage Ergebnisse von Dur-r-r-r-
ban nicht schönrban nicht schönrban nicht schönrban nicht schönreeeedendendenden    
Am . Dezember  diskutierte 
der Bundestag im Rahmen einer 
Regierungserklärung die Ergeb-
nisse des UN-Klimagipfels, der 
vom . November bis . Dezem-
ber im südafrikanischen Durban 
stattfand. Dazu hat die SPD-
Bundestagsfraktion einen Ent-
schließungsantrag eingebracht. 
Schönrederei über die UN-
Klimakonferenz verdunkele die 
eigentlichen Herausforderungen, 
sagte der umweltpolitische Spre-
cher der SPD-Fraktion, Matthias 
Miersch, in Richtung von Bundes-
umweltminister Röttgen (CDU). 
Es sei völlig unklar, was für ein 
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Abkommen bis  verhandelt 
werde und was das Ergebnis der 
Verhandlungen sein werde. Auch 
sei völlig offen, ob es sich um ein 
rechtsverbindliches Abkommen 
handeln werde. 
 

Zusagen an EntwicklungZusagen an EntwicklungZusagen an EntwicklungZusagen an Entwicklungs-s-s-s-
länder einhaltenländer einhaltenländer einhaltenländer einhalten    
Die Bundesregierung hätte ihre 
Glaubwürdigkeit aufs Spiel ge-
setzt, weil sie Zusagen an die 
Entwicklungsländer nicht einhal-
te, sondern z. B. die „Fast-Start“-
Mittel für schnelle Anpassungen 
in Entwicklungsländern an die 
Auswirkungen des Klimawandels 
mit anderen Zahlungen in der 
Entwicklungshilfe verrechne. 
Auch in den Grünen Klimafonds, 
in den die Industrieländer zur 
Unterstützung der armen Länder 
bis   Milliarden US-Dollar 
einzahlen sollen, ist noch kein 
einziger Cent geflossen. Alle Zu-
sagen, die im Bereich des Klima-
wandels gemacht würden, müss-
ten zusätzliche Mittel sein, for-
derte Miersch. 
 

Neue Allianzen eingNeue Allianzen eingNeue Allianzen eingNeue Allianzen eingeeeehenhenhenhen    
Die UN-Klimakonferenz wurde 
von den Rednern der SPD-
Bundestagsfraktion zwar als 
wichtige Plattform des Klima-
schutzes bezeichnet, dennoch 
erreiche sie nicht die Dynamik, 
die notwendig wäre, um den Kli-
maschutz voran zu bringen. Des-
halb sollten neue Allianzen ein-
gegangen werden. In Durban sei 
sichtbar geworden, dass es in 
einigen kleineren Ländern Bewe-
gung im Klimaschutz gebe, be-
richtete der stellv. umweltpoliti-
sche Sprecher Frank Schwabe. 
Gleichzeitig drückte er sein Er-

staunen über die Zurückhaltung 
des Bundesumweltministers und 
der Kanzlerin nach dem Austritt 
Kanadas aus dem Kyoto-Protokoll 
aus. 
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FinanzFinanzFinanzFinanz---- und Wirtschaft und Wirtschaft und Wirtschaft und Wirtschafts-s-s-s-
krise zusammen denkenkrise zusammen denkenkrise zusammen denkenkrise zusammen denken    
Die Finanz- und die Klimakrise 
müssten zusammen gedacht 
werden. Denn wer in die Wirt-
schaft von morgen investieren 
wolle, investiere in Klimaschutz- 
Technologien. Deshalb solle 
Deutschland voran und nicht mit 
den Bremsern gehen. Seit  
seien in Deutschland viele Tech-
nologien im Bereich der erneuer-
baren Energien entwickelt wor-
den. Das Ziel sei eine zukunftsge-
rechte Wirtschafts- und Energie-
politik. Fraktionsvize Ulrich Kelber 
forderte einen Grenzausgleich 
über Zölle für Waren aus Ländern, 
die keine Anstrengungen für den 
Klimaschutz unternehmen. Zu-
dem sollen Wirtschaftsminister 
Rösler (FDP) und Umweltminister 
Röttgen endlich das Hin- und Her 
zur EU-Energieeffizienzrichtlinie 
aufgeben und ambitionierte Ziele 
formulieren. 
 

32 plus 32 Länder für den 32 plus 32 Länder für den 32 plus 32 Länder für den 32 plus 32 Länder für den 
KlimaschutzKlimaschutzKlimaschutzKlimaschutz    

In ihrem Entschließungsantrag 
fordert die SPD-
Bundestagsfraktion die Bundes-
regierung auf, sich bis zum Mai 
 dafür einzusetzen, dass für 
die EU bis  das -Prozent-
Ziel für die Reduktion von Treib-
hausgasen gegenüber  gilt. 
Geschieht dies nicht, zerfällt der 
Handel mit Emissionszertifikaten, 
deren Preis schon heute nur noch 
, Euro pro Zertifikat beträgt. 
Des Weiteren ist schnellstmöglich 
bekannt zu geben, aus welchen 
Bereichen die Finanzierung des 
Grünen Klimafons sichergestellt 
werden soll. Größtenteils muss es 
eine öffentliche Finanzierung 
sein, doch auch der internationale 
Flug- und Schiffsverkehr soll ei-
nen Beitrag leisten. 
Neben dem UN-Klimaprozess soll 
es neue Allianzen der fortschritt-
lichen Staaten geben, um mehr 
Verbindlichkeit, ambitionierte 
Zusagen zur Treibhausgasreduk-
tion sowie zur Finanzierung zu 
erreichen. Dazu schlagen die So-
zialdemokraten zunächst eine 
Klimaschutz-Allianz von  euro-
päischen Staaten – darunter alle 
EU-Mitglieder – mit  Schwellen- 
und Entwicklungsländern Afrikas 
und Lateinamerikas vor. Diese  
Staaten sollen auf allen internati-
onalen Treffen und in allen inter-
nationalen Organisationen ge-
schlossen auftreten. Mit einem 
Emissionshandel innerhalb dieser 
plus-Allianz soll eine saubere 
Entwicklung gefördert werden. 
Außerdem fordern die Sozialde-
mokraten, dass die Bundesregie-
rung eine konsequente Klimapoli-
tik betreibt und ihre Klimaschutz-
ziele verbindlich in einem Klima-
schutzgesetz festlegt. 
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Mehr Demokratie inMehr Demokratie inMehr Demokratie inMehr Demokratie in der Infrastrukturpolitik wagen der Infrastrukturpolitik wagen der Infrastrukturpolitik wagen der Infrastrukturpolitik wagen    
FrühereFrühereFrühereFrühere Bürgerbeteiligung  Bürgerbeteiligung  Bürgerbeteiligung  Bürgerbeteiligung fürfürfürfür schnellere Planungsverfa schnellere Planungsverfa schnellere Planungsverfa schnellere Planungsverfahhhhrenrenrenren    

 
Die aktuellen Proteste gegen „Stuttgart 21” und den Flughafen Berlin-Brandenburg International sowie die 
damit verbundenen Flugrouten machen deutlich, dass sich bei der Bürgerbeteiligung und der Planung von 
Infrastrukturprojekten einiges ändern muss. Deshalb erarbeitet die SPD-Bundestagsfraktion im Rahmen 
ihres Projekts Zukunft ein Konzept, wie Verkehrs-, Telekommunikations- und Energieinfrastruktur trans-
parenter im Konsens mit den Bürgerinnen und Bürgern schneller geplant und umgesetzt werden können.  
 

 
© pixelio.de / monoxyle 
 

Bürgerbeteiligung an Bürgerbeteiligung an Bürgerbeteiligung an Bürgerbeteiligung an 
Konzept für bessere BüKonzept für bessere BüKonzept für bessere BüKonzept für bessere Bür-r-r-r-
gerbeteiligunggerbeteiligunggerbeteiligunggerbeteiligung    
Transparenz ist den Sozialdemo-
kraten schon bei der Entwicklung 
ihres Konzepts ein wichtiges An-
liegen. Das Konzept wurde im 
Dialog mit Verbänden, Wirt-
schaft, wissenschaftlichen Exper-
ten und Bürgerinitiativen erarbei-
tet. Sie konnten zu einem ersten 
Dialogpapier Stellung beziehen 
und wurden in Workshops einge-
bunden. Das daraus entstandene 
Papier, das die SPD-Fraktion am 

. Dezember beschlossen hat, 
steht ab Mitte Januar für die brei-
te Öffentlichkeit zur Weiterent-
wicklung im Internet bereit. Nach 
dieser Bürgerbeteiligung wird ein 
endgültiges Konzept beschlossen, 
das gegebenenfalls auch als An-
trag in den Bundestag einge-
bracht wird. Ziel der SPD-Fraktion 
ist es, einen Leitfaden für eine 
moderne Infrastrukturpolitik für 
die Zeit nach  zu entwickeln. 
 

Bürgerinnen und BüBürgerinnen und BüBürgerinnen und BüBürgerinnen und Bürrrrger ger ger ger 
sollen früher einbsollen früher einbsollen früher einbsollen früher einbeeeezogezogezogezogen n n n 
werdenwerdenwerdenwerden    
Die SPD-Bundestagsfraktion will, 
dass künftig gemeinsam mit den 
Bürgerinnen und Bürgern ent-
schieden wird, welche Infrastruk-
tur unser Land baucht. Deshalb 
sollen sie bereits bei der Frage, ob 
ein Projekt überhaupt realisiert 
werden soll, mit einbezogen wer-
den. Dazu muss die Öffentlichkeit 
bei der Bundesverkehrswegepla-
nung und bei der Netzplanung für 
Energieleitung frühzeitig beteiligt 
werden. Das zeigt deutlich, den 
Sozialdemokraten geht es um 
einen neuen Politikansatz, der in 
der Tradition der SPD seit Willy 
Brandt verhaftet ist: Mehr Demo-
kratie wagen! 
Die Bürgerinnen und Bürger sol-
len bereits mitentscheiden, wenn 

es um den Verlauf von Trassen für 
Verkehrswege oder Energielei-
tungen geht. Dazu sollen sie ver-
pflichtend im Vorverfahren vor 
der Planfeststellung beteiligt 
werden. Es soll einen verpflich-
tenden öffentlichen Vorerörte-
rungstermin geben, und alle Bür-
gerinnen und Bürger sollen die 
Möglichkeit haben, schriftlich 
entweder online oder per Brief 
Stellung zu nehmen. 
Alle Genehmigungsbehörden und 
öffentliche Träger von Planungen 
sollen einen Bürgeranwalt einset-
zen, der die Bürgerinnen und Bür-
ger in allen Fragen der Beteili-
gung berät und darauf achtet, 
dass alle Beteiligungsrechte ein-
gehalten werden. 
Durch die frühere Einbindung der 
Bürgerinnen und Bürger sollen 
Konflikte minimiert und Klagen 
verhindert werden. Bürgerbeteili-
gung ist für die Sozialdemokraten 
kein Widerspruch – ganz im Ge-
genteil. 
 

Qualitätsstandards für Qualitätsstandards für Qualitätsstandards für Qualitätsstandards für 
Bürgerbeteiligung festlBürgerbeteiligung festlBürgerbeteiligung festlBürgerbeteiligung festle-e-e-e-
gengengengen    
Die SPD-Bundestagsfraktion will 
eine Verpflichtung zur Beteili-
gung der Öffentlichkeit bei allen 
Neubau-, Ausbauvorhaben und 
Maßnahmen zur Unterhaltung 
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von Infrastruktur einführen, 
wenn deutliche Auswirkungen 
auf Mensch und Natur zu erwar-
ten sind. Künftig sollen alle inte-
ressierten Bürgerinnen und Bür-
ger im Vorfeld der Planfeststel-
lung beteiligt werden und nicht 
nur die unmittelbar Betroffenen. 
Die Bürgerbeteiligung soll zu al-
len Fragen der Planung durchge-
führt werden und nicht nur, wenn 
die EU-rechtlich vorgeschriebene 
Umweltverträglichkeitsprüfung 
ansteht. Außerdem sollen Pla-
nungsträger und Behörden ver-
pflichtet werden, Alternativvor-
schläge ernsthaft prüfen zu las-
sen. Dadurch soll es zu wirtschaft-
licheren Lösungen kommen, weil 
Alternativen frühzeitig diskutiert 
und kostspielige Fehlplanungen 
vermieden werden Die Möglich-
keit einer Mediation mit unab-
hängiger Moderation soll recht-
lich verankert werden. Die Bun-
desregierung soll den Genehmi-
gungsbehörden einen Instrumen-
tenkasten bereitstellen, aus dem 
sie geeignete Beteiligungsverfah-
ren auswählen können. 
 

Klare Regeln füKlare Regeln füKlare Regeln füKlare Regeln für transpr transpr transpr transpa-a-a-a-
rente Planungsverente Planungsverente Planungsverente Planungsverrrrfahrenfahrenfahrenfahren    
Sämtliche Planungsunterlagen 
sollen der Öffentlichkeit per In-
ternet und auch durch Auslage an 
einem öffentlichen Ort zugäng-
lich gemacht werden. Den Pla-
nungsunterlagen muss verpflich-
tend eine verständliche Zusam-
menfassung der Planung und 
ihrer Auswirkungen beigelegt 
werden. Alle Anhörungs-, Erörte-
rungs- und Scopingtermine sollen 
öffentlich stattfinden. Bei größe-

ren Projekten soll die Pflicht be-
stehen die Planungsalternativen 
zu visualisieren, z.B. durch Com-
putersimulationen. 
 

 
© pixelio.de / Wulff 
 

Bürgerbeteiligung auf Bürgerbeteiligung auf Bürgerbeteiligung auf Bürgerbeteiligung auf 
BundesebeneBundesebeneBundesebeneBundesebene    
Volksbegehren und Volksent-
scheide sollen zu Grundsatzfra-
gen der Infrastrukturentwicklung 
auf Bundesebene zugelassen 
werden, also z.B. zu den Bedarfs-
plänen für Bundesverkehrswege 
und zum Netzausbau im Energie-
leitungsbereich. 
 

Planungen und gerichtlPlanungen und gerichtlPlanungen und gerichtlPlanungen und gerichtli-i-i-i-
che Überprüfungen bche Überprüfungen bche Überprüfungen bche Überprüfungen be-e-e-e-
schleunigenschleunigenschleunigenschleunigen    
Dazu will die SPD-Fraktion von 
Doppelprüfungen zur Umwelt-
verträglichkeit vermeiden: Was 
im Raumordnungsverfahren ge-
prüft worden ist, muss nicht noch 
einmal in der Planfeststellung 
untersucht werden. Es sollen 
mehr Spielräume zur Festsetzung 
von Ausgleichmaßnahmen für 
Anwohner geschaffen werden, 
z.B. zum Lärmschutz, um langwie-
rige Konflikte zu vermeiden. Eine 
schnellere gerichtliche Überprü-
fung von Planungsentscheidun-
gen soll dadurch erreicht werden, 

indem diese sich darauf konzent-
riert zu untersuchen, ob die vor-
geschriebenen Verfahren ein-
gehalten worden sind. 
 

Bürgerbeteiligung beim Bürgerbeteiligung beim Bürgerbeteiligung beim Bürgerbeteiligung beim 
Bau von Flughäfen und Bau von Flughäfen und Bau von Flughäfen und Bau von Flughäfen und 
der Festlegung von Fluder Festlegung von Fluder Festlegung von Fluder Festlegung von Flug-g-g-g-
routen verbessernrouten verbessernrouten verbessernrouten verbessern    
Die Deutsche Flugsicherung soll 
verpflichtet werden, bei der Fest-
legung der An- und Abflugrouten 
die Öffentlichkeit bereits bei der 
Vorplanung zu beteiligen. Bei der 
Planfeststellung von Flughäfen 
und neuen Landebahnen sollen in 
einem noch festzulegenden Radi-
us rund um den Flughafen alle 
Gemeinden und Bewohner das 
Recht auf Einwendungen und 
Anhörung haben. Damit wird 
dem Umstand Rechnung getra-
gen, dass Flugrouten jederzeit 
neu festgelegt werden können 
und damit neue Gemeinden be-
troffen sind. 
 

Weitere Konzepte soWeitere Konzepte soWeitere Konzepte soWeitere Konzepte solllllen len len len 
im Dialog entwim Dialog entwim Dialog entwim Dialog entwiiiickelt ckelt ckelt ckelt 
wwwwerdenerdenerdenerden    
 will die Projektgruppe Infra-
strukturkonsens weitere Dialog-
papiere zu folgenden Themen 
vorlegen: 
• Neuausrichtung des Bundes-

verkehrswegeplans 
• Bürgerfreundliche Planung 

neuer Energietrassen 
• Flächendeckende Breitband-

versorgung 

 
 
 



 

Blickpunkte 
 

Informationen der                                Ausgabe Januar  
SPD-Bundestagsabgeordneten               Seite  
Ingrid Arndt-Brauer 

Aus dem WahlkreisAus dem WahlkreisAus dem WahlkreisAus dem Wahlkreis / / / /    
Kurz notiertKurz notiertKurz notiertKurz notiert    

 
 

Höhere Anerkennung für das EhrenamtHöhere Anerkennung für das EhrenamtHöhere Anerkennung für das EhrenamtHöhere Anerkennung für das Ehrenamt    
 

 
 
Greven. Noch gut im Gedächtnis sind allen das 
Schneechaos  und die Hochwasserkatastrophe 
August  im Münsterland. Zu den Helfern bei 
solchen Einsätzen zählt auch das Technische Hilfs-
werk, kurz THW genannt. In Greven machte sich 
jetzt die SPD-Bundestagsabgeordnete Ingrid Arndt-
Brauer ein Bild von den Aufgaben des THW. Die 
Politikerin folgte dabei einer Einladung des Greve-
ner Bürgermeisters Peter Vennemeyer, der auch 
Mitglied des örtlichen Technischen Hilfswerkes ist. 
Es ist das vielfältige Aufgabenspektrum, das Enga-
gement und die Qualität ihrer Arbeit, mit der sich 
die Angehörigen des THW seit der Gründung im 
Jahr  im In- und Ausland ihren guten Ruf erar-
beitet haben. Hier wird kompetente technische 
Hilfeleistung von ehrenamtlichen Helferinnen und 
Helfern geleistet. Dazu gehören nicht nur Ortung, 
Rettung und Bergung von Menschen, sondern auch 
Hilfe bei Überflutungen und Überschwemmungen. 
Das THW kümmert sich bei einem Katastrophen-
einsatz um Strom- und Trinkwasserversorgung, 
Abwasserentsorgung sowie die Einrichtung von 
Notunterkünften für die Bevölkerung. 
Klaus Elfert, Ortsbeauftragter des THW Greven, 
bestätigte Ingrid Arndt-Brauer auf Nachfrage, dass 

das THW auch durchaus für Frauen und Mädchen 
interessant sei. Gerade beim THW-Nachwuchs 
könne man auf einen Zugewinn verweisen. Grund-
sätzlich sei die Nachwuchsgewinnung nicht so 
schwierig, wie häufig im ehrenamtlichen Bereich zu 
beobachten sei, so Elfert weiter. Die Kamerad-
schaftspflege im Verein sei hierbei ein positiver 
Effekt. Mit auf den Weg gab man der Politikerin, 
dass man sich eine höhere Anerkennung des Eh-
renamtes wünscht. Hier stießen die ehrenamtli-
chen Mitarbeiter des THW auf offene Ohren. „Zu-
mindest eine Anrechnung auf die Rentenansprüche 
müsste für ehrenamtlich Tätige gesetzlich geregelt 
werden“, so Arndt-Brauer abschließend. 
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Kreis Steinfurt. Frank-Walter Steinmeier hat das 
Thema Organspende wieder aktuell gemacht. Nach 
der Nierenspende für seine Ehefrau setzt sich der 
SPD-Fraktionsvorsitzende parteiübergreifend für 
eine Gesetzesänderung ein, um die Anzahl der Or-
ganspenden zu erhöhen. 
Auch der Bundestagsabgeordneten Ingrid Arndt-
Brauer (SPD) liegt das Thema Organspende schon 
lange am Herzen. Seit vielen Jahren ist die Politike-
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rin Inhaberin eines Organspendeausweises und 
spricht Menschen in ihrem Wahlkreis direkt auf das 
Thema an. In Münster traf sich Ingrid Arndt-Brauer 
jetzt mit dem Transplantationsbeauftragten der 
Uniklinik, Prof. Dr. Hartmut Schmidt. Im Gesprächs-
verlauf stellte sich heraus, dass die meisten Bürge-
rinnen und Bürger durchaus positiv der Organspen-
de gegenüber stehen. `Jeder, der in die Lage kom-
men könnte selbst ein Organ zu benötigen, sollte 
bereit sein zu spenden´, machte Arndt-Brauer deut-
lich. Bei Interesse ist die Abgeordnete gerüstet und 
hat immer Organspendeausweise in der Tasche. 
Prof. Dr. Schmidt zeigte sich erfreut darüber, dass 
der Organspende von Frank-Walter Steinmeier ein 
neuer Denkanstoß folgte. Seither ist der Anteil der 
Lebendspenden für Nieren auf über  Prozent an-
gestiegen. Daran könne man auch erkennen, wie 
wichtig Öffentlichkeitsarbeit sei. Sicher sei sich 
Prof. Dr. Schmidt, dass mit einer offensiven Aufklä-
rung die Spendenbereitschaft deutlich zunehmen 
würde. Hierfür würde sich der Mediziner ein natio-
nales Informationskonzept wünschen. 
Mittlerweile haben sich alle Bundestagsfraktionen 
darauf geeinigt, dass die Bereitschaft der Bürger zu 
einer Spende regelmäßig abgefragt werden soll. Ein 
Erklärungszwang ist aber nicht geplant. Ebenso soll 
es möglich sein, die Erklärung zu verweigern. Ein 
fraktionsübergreifender Antrag wird momentan im 
Bundestag beraten. 
Aus seiner täglichen Praxis konnte der Transplanta-
tionsbeauftragte bestätigen, wie wichtig es sei, 
seinen Willen zur Organspende zu dokumentieren. 
Ingrid Arndt-Brauer und der Mediziner werden wei-
ter persönlich daran arbeiten, die Spendenbereit-
schaft der Bevölkerung zu erhöhen. 
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Nottuln. Seit rund sechs Wochen hat Familie Krü-
dewagen aus Nottuln Familienzuwachs. Der -
jährige James Cummings (Bildmitte) aus den USA 
ist für zehn Monate Gast bei der Familie. 
Möglich gemacht hat dies das Parlamentarische 
Patenschafts-Programm (PPP), ein auf Gegenseitig-
keit angelegtes Jugendaustauschprogramm. Mit 
diesem Programm wurde zwischen dem US-
amerikanischen Kongress und dem Deutschen 
Bundestag vereinbart, dass junge Deutsche ein Jahr 
in den USA verbringen und junge Amerikaner ein 
Jahr in Deutschland. Für James hat die SPD-
Bundestagsabgeordnete Ingrid Arndt-Brauer die 
Patenschaft übernommen und den jungen Ameri-
kaner daher jetzt in seiner Gastfamilie besucht. 
Claudia Krüdewagen (i. Bild li.) berichtete der Ab-
geordneten aus dem Wahlkreis Steinfurt I/Borken I, 
dass ihr Sohn Henry (. v. li.) bereits für ein Jahr in 
den USA war und ihre -jährige Tochter derzeit ein 
Auslandsjahr in Panama verbringe. Deshalb hat sich 
auch die Familie aus Nottuln entschlossen, einen 
Gastschüler aufzunehmen. Die Chemie zwischen 
der Familie und James habe sofort gestimmt. Der 
Amerikaner fühle sich sehr wohl, wie er Arndt-
Brauer bestätigte. Zurzeit besucht James die . 
Klasse am örtlichen Gymnasium. Beim Abschied 
wünschte Ingrid Arndt-Brauer James Cummings 
und seiner Gastfamilie alles Gute und versprach, 
dass sie bei Problemen gerne helfe. 

 


